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Die Wohnungsnot ist die neue soziale 
Frage. Seit Jahren steigen die Woh-
nungspreise kontinuierlich an, mit gra-
vierenden Folgen. Auf der einen Seite 
wenden Haushalte mit mittleren Ein-
kommen in Großstädten inzwischen 
mitunter die Hälfte ihrer monatlichen 
Einkünfte für Mieten auf und Gering-
verdiener werden aus ihren heimi-
schen Stadtvierteln verdrängt. Auf der 
anderen Seite bescheren die steigen-
den Immobilienpreise den Eigentü-
mern Traumrenditen. Die sogenannte 
Mietpreisbremse, die der Bundestag 
im März 2015 beschloss und die große 
Sprünge bei den Mietpreisen eigent-
lich unterbinden soll, hat an dieser 
Entwicklung wenig geändert. Allzu 
leicht können Vermieter sie umgehen. 
Mietaufschläge bei Neuvermietungen 
von bis zu 40 Prozent sind in boomen-
den Großstädten daher nach wie vor 
keine Seltenheit. Vor allem aber löst 
die Mietpreisbremse das Kernproblem 
nicht: den zunehmend knappen Wohn-
raum in attraktiven Städten.1

Auch der kürzlich vorgelegte 12- 
Punkte-Plan der SPD2 wird das struk-
turelle Problem nicht lösen können. 
Er soll im Kern vor allem die Symp- 
tome bekämpfen: Kurzfristig will die 
SPD mit öffentlichen Mitteln massiv 
den Neubau von Wohnungen in Stadt-
lagen fördern, insbesondere der hohe 

*	 Dieser Artikel enthält Ausschnitte aus dem 
Buch „Marktwirtschaft reparieren“ von Oliver 
Richters und Andreas Siemoneit, das im Fe- 
bruar 2019 im Oekom-Verlag erscheint.

1	 Vgl. Andrej Holm, Feigenblatt Mietpreisbrem-
se, in: „Blätter“, 5/2014, S. 20-22.

2	 Andrea Nahles und Thorsten Schäfer-Güm-
bel: Mietenwende jetzt, September 2018, 
www.spd.de. 

Bedarf an Sozialwohnungen soll da-
bei berücksichtigt werden. Solange 
aber die Kassen der Kommunen leer 
sind, braucht es eine andere, nachhal-
tige Lösung, die das Problem der Woh-
nungsnot an der Wurzel packt. Und 
diese findet sich weniger in den Häu-
sern als vielmehr buchstäblich auf 
dem Grund und Boden, auf dem diese  
stehen. 

Leistungslose Einkommen am  
Wohnungsmarkt

Der Neubau von Häusern geht in der 
Regel mit hohen Investitionen einher. 
Die grundsätzlich legitime Gegenleis-
tung dafür sind Mieten oder Verkaufs- 
einnahmen. Warum aber kostet ein 
vergleichbares Haus in Berlin erheb-
lich mehr als in der Uckermark? Die 
Antwort ist einfach: wegen seiner „gu-
ten Lage“ in einer attraktiven Stadt. 
Für die dort lebenden Menschen be-
deutet dies unter anderem, dass es Ar-
beitsplätze gibt, Einkaufsmöglichkei-
ten, Schulen und Ärzte sowie eine gut 
ausgebaute öffentliche Infrastruktur in 
Form von Straßen, Versorgungsnetzen 
oder öffentlichem Nahverkehr.

Gerade die dafür erforderlichen In-
vestitionen werden allerdings nicht 
von den Immobilieneigentümern ge-
tätigt, sondern stammen vor allem aus 
öffentlicher Hand. Dessen ungeach-
tet sind es aber gerade die Haus- und 
Wohnungsbesitzer, die von ihnen pro-
fitieren, indem sie hohe Mieten oder 
Verkaufseinnahmen einstreichen. 

Hinzu kommt: Rund 80 Prozent des 
Anstiegs der Wohnkosten in den ver-
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gangenen Jahren sind nicht auf höhe-
re Baukosten zurückzuführen, sondern 
auf steigende Bodenpreise.3 Befördert 
werden diese durch die vergleichswei-
se niedrigen Zinsen auf dem Finanz-
markt, die nur geringe Kapitalerträge 
abwerfen. Zugleich sind Kredite seit 
einigen Jahren recht günstig. Aus die-
sem Grund lohnen sich Investitionen 
in Grundstücke derzeit besonders. Die 
Folge: Die Bodenpreise schießen in die 
Höhe. 

Die seit Jahren ansteigenden Miet- 
einnahmen in „guter Lage“ stehen  
exemplarisch für sogenannte leis-
tungslose Einkommen, die ihren Ur-
sprung in den Leistungen anderer, der 
sozialen Gemeinschaft oder der Natur 
haben. Solche Einkommen, in der öko-
nomischen Fachsprache auch als Ren-
ten bezeichnet, sind ungerecht – und 
zwar unabhängig davon, welches Ge-
rechtigkeitsprinzip zu ihrer Bewertung 
herangezogen wird, ob es also von der 
individuellen Leistung, dem Gedan-
ken der Gleichheit oder dem Bedarf 
der Menschen her gedacht ist.4 

Die momentane Gesetzeslage be-
günstigt die Vermieter von Wohnraum 
zudem, indem sie es ihnen gestattet, 
Modernisierungskosten auf die be-
stehende Miete aufzuschlagen, ganz 
gleich wie hoch diese ausfallen. Des-
halb führen Vermieter immer wieder 
unnötige Modernisierungen durch 
oder verkaufen notwendige Instand-
setzungen als solche.5 Bestandsmieter 
werden zudem zum Auszug gedrängt, 
um bei Neuvermietungen höhere Mie-
ten verlangen zu können. 

Den auf diese Weise erwirtschafte-
ten hohen privaten Einnahmen stehen 
die leeren Kassen der Kommunen ge-

3	 Katharina Knoll, Moritz Schularick und Tho-
mas Steger, No Price Like Home: Global House 
Prices, 1870-2012, in: „American Economic 
Review“, 107.2/2017, S. 331-353.

4	 Vgl. David Miller, Principles of Social Justice, 
Cambridge/Massachusetts 1999. 

5	 TRAWOS Institut, Aktuelle Geschäftsmo-
delle von Finanzinvestoren im Themenfeld 
Wohnungswirtschaftlicher Wandel und neue 
Finanzinvestoren, Landtag Nordrhein-Westfa-
len, Information 16/375 A22, 2012.

genüber. Hinzu kommt, dass öffent-
liche Infrastrukturausgaben derzeit 
weitgehend aus besteuerten Löhnen 
statt aus Abgaben etwa auf den Besitz 
von Boden finanziert werden. Die Ab-
surdität dieser Situation wird noch da-
durch gesteigert, dass in Deutschland 
die Flächenländer die Hauptstadt über 
den Länderfinanzausgleich mitfinan-
zieren müssen, anstatt dass Berlin die 
erheblichen Bodenwertsteigerungen 
der vergangenen Jahre abschöpft. 

Bodenwerte besteuern

Einen Ausweg aus dieser Sackgasse 
zeigte bereits der US-amerikanische 
Bodenreformer Henry George (1839-
1897) auf.6 Damit die Bodenrenten je-
ner Öffentlichkeit zugutekommen, die 
den Wert des Bodens überhaupt erst 
geschaffen hat, plädierte er für die 
Einführung einer Bodenwertsteuer. 
Demnach zahlen die Eigentümer des 
Bodens eine jährliche Steuer, für die 
der gutachterlich ermittelte Wert des 
Bodens mit einem vergleichsweise ge-
ringen Steuersatz multipliziert wird. 

Eine solche Bodensteuer weist gleich 
mehrere Vorteile auf: Sie kann erstens 
kaum umgangen werden. Kapital mag 
ein „scheues Reh“ sein, Land hinge-
gen kann nicht außer Landes fliehen. 
Zweitens verzerrt sie nicht die unter-
nehmerischen Anreize. Besteuert man 
Kapital oder Arbeit, besteht die Ge-
fahr, dass weniger investiert oder gear-
beitet wird. Land hingegen wird nicht 
weniger, wenn es besteuert wird.7 Und 
gebaut wird auch, wenn im Marktver-
gleich nur durchschnittliche Renditen 
winken.8 Vor allem aber folgt eine sol-

6	 Henry George, Fortschritt und Armut [Pro-
gress and Poverty, 1881], Marburg 2017.

7	 Ottmar Edenhofer, Linus Mattauch und Jan 
Siegmeier, Hypergeorgism: When Rent Taxa-
tion Is Socially Optimal, in: „FinanzArchiv: 
Public Finance Analysis“, Dezember 2015,  
S. 474-505.

8	 Ottmar Edenhofer, Linus Mattauch und Jan 
Siegmeier, Hypergeorgism: When Rent Taxati-
on Is Socially Optimal, in: „FinanzArchiv: Public 
Finance Analysis“, Dezember 2015, S. 474-505.
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che Bodensteuer dem Grundsatz: Wer 
den Nutzen hat, soll auch die Kosten 
tragen. Dies entspricht einem univer-
sellen Gerechtigkeitsprinzip und kann 
die Politik auch in anderen Konfliktfel-
dern anleiten.9

In Deutschland gibt es bereits eine  
Form der Bodensteuer: die Grundsteu-
er. Sie macht heute rund 15 Prozent der 
Gemeindesteuereinnahmen aus, und 
zwar weitgehend unabhängig von der 
Wirtschaftslage. Die Werte der Grund-
stücke wurden allerdings seit mehr als 
fünfzig Jahren nicht mehr angepasst, 
während sich die Bodenpreise ins-
besondere in Städten wie München, 
Frankfurt oder Berlin seitdem mehr 
als verhundertfacht haben. Das Bun-
desverfassungsgericht hat die Grund-
steuer deshalb im April dieses Jahres 
für verfassungswidrig erklärt. Es ver-
pflichtete den Bundestag, das Grund-
steuersystem bis Ende 2019 zu refor-
mieren. Dies böte zugleich eine güns-
tige Gelegenheit, von der bisherigen 
Grundsteuer auf eine Bodenwertsteuer 
umzusteigen. 

Eine solche Wende würde die von 
Karlsruhe geforderte Neubewertung  
obendrein deutlich erleichtern. In 
Deutschland, Österreich und vielen 
weiteren europäischen Ländern wer-
den Boden- und Gebäudewert bis-
lang gemeinsam besteuert. Eine ver-
fassungsgemäße Grundsteuer in 
Deutschland würde also voraussetzen, 
dass neben den Grundstücken auch 
mehr als 40 Mio. Bauwerke neu bewer-
tet werden – eine kaum zu leistende 
Aufgabe. Die bestehenden Karten von 
Bodenrichtwerten lassen sich hinge-
gen vergleichsweise einfach aktuali-
sieren, weil sie die dafür erforderlichen 
Kennzahlen wie die Grundstücksgrö-
ße bereits enthalten. 

9	 Jonathan Barth, Oliver Richters und Andreas 
Siemoneit: Wider den Wachstumszwang – In-
stitutionelle Auswege aus einem sozialen und 
ökologischen Dilemma, in: Holger Rogall et 
al. (Hg.), Jahrbuch Nachhaltige Ökonomie. Im 
Brennpunkt: Zukunft des nachhaltigen Wirt-
schaftens in der digitalen Welt, Marburg 2018, 
S. 131-143.

Eine reine Bodenwertsteuer würde zu-
dem vor allem unbebaute Grundstü-
cke in guter Lage belasten, weil diese 
keine direkten Renditen abwerfen. 
Die Spekulation mit Boden verteuert 
sich dadurch, was die Bebauung dieser 
Grundstücke befördern, das Angebot 
an Wohnraum erhöhen und den Preis-
druck auf Mieten mindern würde.10

Grund und Boden  
in öffentlicher Hand

Auch wenn Unternehmen hierzulande 
große Mengen an ehemals öffentlichen 
Wohnungen und Land erworben und 
damit bemerkenswerte Wertzuwächse 
erzielt haben, befinden sich noch im-
mer große Flächen an Land in öffentli-
chem Eigentum. 

Statt diese Grundstücke zu verkau-
fen, sollten die Gemeinden und Städ-
te langfristige Erbbaurechte verge-
ben. Häuslebauer müssen demnach zu-
nächst nur die Baukosten aufbringen 
und einen jährlichen Erbbauzins für 
die Nutzung des Grundstücks zahlen. 
Bodenwerte und -erträge bleiben hin-
gegen dauerhaft in kommunaler Hand 
und kommen damit allen Einwohnern 
der Kommune oder der Stadt zugute.11 
Zugleich können sich Städte auf diese 
Weise ihren Einfluss auf die Stadtent-
wicklung bewahren.

Vor gut zwei Jahren plädierte die 
„Neue Bodeninitiative“ im Schweizer 
Kanton Basel-Stadt für diesen Weg. Ei-
ne Volksabstimmung unter dem Motto 
„Boden behalten und Basel gestalten“ 
ergab, dass die öffentliche Hand keine 
Grundstücksflächen mehr verkaufen, 
sondern nur noch verpachten darf. Ein 
solches Vorgehen wäre auch nach der 

10	Dänemark, Hongkong und Singapur haben 
gute Erfahrungen mit Bodenwertsteuern 
gemacht, die in Deutschland vom Bündnis 
„Grundsteuer: Zeitgemäß!“ gefordert werden. 
Vgl. dazu www.grundsteuerreform.net.

11	Vgl. Dirk Löhr, Unverstanden und korrum-
piert: Stiefkind kommunales Erbbaurecht, 
in: „Zeitschrift für Kommunalfinanzen“, Mai 
2015, S. 97-102.
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deutschen Wiedervereinigung eine 
sinnvolle Option gewesen. Stattdessen 
aber verkaufte die Treuhand mehrere 
Millionen Hektar Land und die Grund-
stücke von rund 50 000 Immobilien an 
Privatbesitzer, die anschließend zu-
meist beträchtliche Wertsteigerungen 
erzielten.

Einen großen Schritt weiter wollten 
einige US-amerikanische Wirtschafts-
wissenschaftler, unter ihnen der Öko-
nom Mason Gaffney, nach dem Zer-
fall der Sowjetunion gehen. Ihre Idee 
war es, die Wirtschaftsordnung im Ost-
block so zu gestalten, dass zwar der 
Handel mit Waren und Dienstleistun-
gen über Märkte organisiert wird und 
das Privateigentum fortbesteht, Land 
und Rohstoffe sollten hingegen öf-
fentliches Eigentum bleiben. Auf die-
se Weise hofften die Ökonomen, die 
„besten Bestandteile des Kapitalis-
mus sowie des Sozialismus“ zu kom-
binieren.12 Ihnen zufolge könnte sich 
der Staat – und mit ihm die Infrastruk-
tur – dann allein aus den Einnahmen 
aus natürlichen Ressourcen und Pacht 
finanzieren, während sich die Wirt-
schaft ganz ohne Steuern auf Arbeit 
und Kapital entwickeln könnte. Die 
gesellschaftliche Solidarität wäre da-
durch bewahrt und zugleich eine frei-
heitliche Wirtschaftsordnung geschaf-
fen worden, so die These. Es kam be-
kanntlich anders: Die Oligarchen von 
heute sicherten sich damals vielerorts 
Land und Rohstoffe, derweil große Tei-
le der Bevölkerung verarmten.

Die »gute Lage« in Stadt und Land 

Umso mehr könnte es sich lohnen, 
sich den Ideen Gaffneys und anderen 
wieder zuzuwenden. Bodenrenten 
sind maßgeblich für ökonomische Un-
gleichheit verantwortlich und gerade 
nicht mit dem Spruch „Leistung soll 

12	Mason Gaffney, Privatizing Land Without  
Giveaway, in: Dirk Löhr und Fred Harrison 
(Hg.), Das Ende der Rentenökonomie, Marburg 
2017, S. 33.

sich lohnen“ legitimierbar. Indem die 
der Staat sie abschöpft, lassen sich Un-
gerechtigkeiten am Wohnungsmarkt 
und die Wohnungsknappheit bekämp-
fen. Im Gegenzug zu einer Erhöhung 
der Bodensteuern könnten Steuern auf 
leistungsgebundene Einkommen wie 
Löhne verringert und eine gerechtere 
Verteilung erreicht werden  – ohne die 
öffentlichen Haushalte zu belasten.

Um aber Nachhaltigkeit nicht in so-
zialer, sondern auch in ökologischer 
Hinsicht zu gewährleisten, müsste dies 
von weiteren politischen Maßnahmen 
flankiert werden. Denn die „Dauer-
knappheit“ von Wohnraum in attrak-
tiven Städten entsteht vor allem durch 
Landflucht. Um aber in Städten aus-
reichend Wohnraum bereitzustellen, 
müssten neue Baugebiete ausgewiesen 
werden – eben dafür plädiert auch die 
SPD in ihrem 12-Punkte-Papier.

Allerdings verfügen gerade viele 
Großstädte schon jetzt nur noch über 
vergleichsweise wenige unbebau-
te Grundstücke. Ohnehin wäre deren 
weitere Ausdehnung ökologisch nicht 
nachhaltig. Bereits heute beträgt die 
Neuversiegelung von Boden hierzu-
lande mehr als das Doppelte des in der 
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
formulierten Ziels von „nur“ 30 Hek-
tar am Tag. Statt eines uferlosen Neu-
baus müssten daher die bereits bebau-
ten Grundstücke in den Städten bes-
ser genutzt und es müsste zugleich ver-
hindert werden, dass ländliche Regio-
nen weiter abgehängt und entvölkert 
werden. Das aber stellt angesichts des 
schleppenden Breitbandausbaus auf 
dem Land, fehlender Schul- und Kita-
plätze und des Rückbaus kommuna-
ler Infrastruktur die eigentliche Her-
kulesaufgabe dar. Gerade Bodenwert-
steuern und Erbbaurechte können die-
se Lasten finanzieren und eine nach-
haltige Antwort auf die soziale Frage 
der Wohnungsnot geben.


